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Schöne Bescherung!?
LAG Köln hält Quotenregelung für Betriebsräte für verfassungswidrig
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Das Landesarbeitsgericht Köln hat ein Beschlussverfahren (Beschluss vom 13.10.2003, Aktenzeichen 2 TaBV 1/03) beim Bundesverfassungsgericht vorgelegt, weil es die Quotenregelung für Betriebsräte für verfassungswidrig hält.
In dem entschiedenen Fall wurde ein 7-köpfiger Betriebsrat durch Listenwahl gewählt. Eine Liste stellte die Gewerkschaft ver.di, die andere Liste der Beamtenbund. Die Liste des Beamtenbundes enthielt auf den hinteren Listenplätzen lediglich Männer. Aufgrund des Wahlergebnisses standen dem Beamtenbund 3 Listenplätze zu. Der 3. Platz war jedoch mit einer Frau zu besetzen. Auf der Liste des Beamtenbundes befanden sich jedoch „nur" noch Männer. Da die Frauen jedoch das „Geschlecht in der Minderheit" gemäß § 15 Abs. 2 BetrVG waren, sind diese Plätze mit Frauen, die auf der ver.di Liste standen, besetzt worden (so genannter „Listensprung“). So erhielt der Beamtenbund statt 3 lediglich 2 Sitze im Betriebsrat, die ver.di-Liste jedoch 7 statt 6 Betriebsratsmandate.

Das Landesarbeitsgericht Köln hat in seinem Beschluss ausgeführt, dass es diese Regelung im Betriebsverfassungsgesetz für verfassungswidrig hält. Es handle sich um eine Diskriminierung des Geschlechts in der Mehrheit, die Artikel 3 Grundgesetz widerspreche. Die Regelung führe dazu, dass Stimmen für das Geschlecht in der Mehrheit (hier: Die Männer) weniger zählten als die Stimmen, die für das Geschlecht in der Minderheit (hier: Die Frauen).

Mit einer Entscheidung durch das Bundesverfassungsgericht ist nicht vor den nächsten Betriebsratswahlen zu rechnen. Spannend sind die Folgen der Entscheidung für den Fall, dass das Bundesverfassungsgericht die Regelung für verfassungswidrig hält: Die klassische Folge der Verfassungswidrigkeit ist die Nichtigkeit der Vorschrift. Dies würde jedoch bedeuten, dass alle Betriebsräte, bei denen quotiert gewählt 
wurde, nichtig gewählt wurden. Ein derartiges Ergebnis kann nicht im Interesse des Bundesverfassungsgerichtes sein. Es ist daher davon auszugehen, dass das Bundesverfassungsgericht - wenn es § 15 Abs. 2 BetrVG für nichtig hält - dem Gesetzgeber aufgibt, eine verfassungsgemäße Regelung zu gestalten und dem Gesetzgeber hierfür eine Übergangsfrist setzt.

Über den Ausgang des Verfahrens werden wir Sie selbstverständlich informieren.
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